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P R E S S E A U S S E N D U N G


Verfassungsgerichtshof:
Getränkesteuer: "Rückzahlungssperre" der Wiener Abgabenordnung nicht verfassungswidrig




Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg (EuGH) hat mit Urteil vom 9. März 2000 über ein Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichshofes ua. entschieden, daß Art. 3 Abs. 2 der Verbrauchsteuerrichtlinie der Beibehaltung einer auf alkoholische Getränke erhobenen Steuer entgegenstehe. Zur zeitlichen Wirksamkeit seines Urteils führte der EuGH aus, daß sich niemand auf Art. 3 Abs. 2 der Verbrauchsteuerrichtlinie berufen könne, um Ansprüche betreffend Abgaben wie die strittige Steuer auf alkoholische Getränke, die vor Erlaß des Urteils entrichtet wurden oder fällig geworden sind, geltend zu machen, es sei denn, er hätte vor diesem Zeitpunkt Klage erhoben oder einen entsprechenden Rechtsbehelf eingelegt.

Schon vorher hatten die meisten Bundesländer Regelungen erlassen, mit denen erreicht werden sollte, daß die Gemeinden die gemeinschaftsrechtswidrige Getränkesteuer nur zurückzuzahlen haben, wenn sie von den Steuerschuldnern (Wirte, Einzelhandel etc.) nicht auf die Verbraucher überwälzt worden war.

Mit einem kürzlich zugestellten Erkenntnis hat der Verfassungsgerichtshof die verfassungsrechtliche Unbedenklichkeit dieser Regelung (für Wien) festgestellt und die Beschwerde eines Restaurantbetriebes, in der die Verfassungswidrigkeit dieser "Rückzahlungssperre" nach der Wiener Abgabenordnung (§ 185 Abs. 3 und 4 WAO in der Fassung der Novelle LGBl. 9/2000) und der dazu ergangenen Inkrafttretensvorschrift (Art. II dieser Novelle) geltend gemacht worden war, abgewiesen.

Der Verfassungsgerichtshof teilt nicht die Bedenken der Beschwerde, daß das Anknüpfen an Überwälzungsvorgänge zu unbestimmt oder unsachlich sei. War es den Abgabepflichtigen möglich, eine - später rückwirkend als rechtswidrig eingestufte - Abgabe auf die Letztverbraucher zu überwälzen, so steht es im rechtspolitischen Ermessen des Gesetzgebers, die Erstattung solcher Abgaben an den Steuerschuldner auszuschließen, würde dieser doch andernfalls einen Betrag erstattet erhalten, den er selbst gar nicht getragen hat. Keine Bedenken hat der Verfassungsgerichtshof auch gegen jene Regelung der WAO, die von der Rückzahlungssperre jene Abgabepflichtigen ausnimmt, denen die Anlaß-fallwirkung für eine vom Verfassungsgerichtshof als rechtswidrig erkannte Abgabenvorschrift zukommt.

Art. II der genannten Novelle zur WAO, wonach die "Rückzahlungssperre" auch für vor der Kundmachung dieses Gesetzes entstandene Steuerschuldverhältnisse gilt, prüfte der Verfassungsgerichtshof unter dem Aspekt des Vertrauensschutzes und kam zu dem Ergebnis, daß dem (allfälligen) Vertrauen der die Getränkesteuerfestsetzungen bekämpfenden Steuerpflichtigen auf bedingungslose Erstattung der Getränkesteuer im Falle der Feststellung ihrer Gemeinschaftsrechtswidrigkeit ein (in der genannten Entscheidung des EuGH anerkanntes) Vertrauen der Gemeinden in die Gemeinschaftskonformität der Getränkesteuer und in die Verfügungsmöglichkeit über die daraus erzielten Abgabenerträge gegenüberstand. Bei Abwägung des Eingriffes und der für die Rückwirkung sprechenden Gründe scheint es dem Gerichtshof vor dem Hintergrund der konkreten Situation nicht unsachlich, wenn der Gesetzgeber den letzteren die größere Bedeutung beilegt.

Die Beschwerde wurde dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung darüber abgetreten, ob die beschwerdeführende Partei in sonstigen Rechten verletzt wurde. 



Wien, am 14. Dezember 2000
Für den Präsidenten:
Dr. Wagner


